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Regiert Ulbricht „auf eigene Faust“ ?
SED-Funktionäre beargwöhnen die Eigenwilligkeit ihres Ersten Sekretärs

Seit Chrastschow und seine Delegation die Sowjetzone ver
lassen haben, wissen eingeweihte SED-Funktionäre, daß neben 
den augenfälligen _ Schaustellungen auch ernstere Pa rte i
gespräche stattgefunden haben. Dabei müssen zwangsläufig 
D inge zur Sprache gekommen sein, die Ulbrichts Gefolgsleuten 
seit langem ein Rätsel sind: W ie kann es sich der Erste SED- 
Sekretär leisten, laufend die fü r die Sow jetpartei gültigen 
R ichtlinien Chrustschows zu mißachten und die Entstabilisie
rung ganz offen zu behindern? Und immer mehr beginnt sich 
die Ansicht durchzusetzen: In  Pankow w ird m it voller Absicht 
Chrustschows eine ganz andere Po litik  als in Moskau gemacht! 
Ulbricht darf Stalinist bleiben, w e il viele Züge der Moskauer 
„Entstabilisierung“ nur zweckbedingte Fassade sind . . .

Da ist beispielsweise das 
kollektive Führungsprinzip der 
Partei. Während Moskau aus
drücklich die Leninsche „ko l
lektive Leitu ng“ in  Partei- und 
Staatsapparat betont, unter
nimmt Ulbricht unverkennbare 
Schritte in Richtung Einmann
diktatur.

Von den Experten sorg fä ltig  
reg istrierte Umstellungen im 
Zentralkomitee der SED deuten 
darauf hin, daß U lbricht w ie 
in den Zeiten vor 1954 ein „per
sönliches Sekretariat“ bilden 
w ill, m it dem er allein prak
tisch den gesamten Staats
und Parteiapparat kontrollieren 
kann. K e in  anderer K P-C hef 
hat gegenw ärtig  in seinem 
Land ein derartiges Maß an 
persönlicher Macht konzentriert 
w ie Ulbricht. Dessen damit ver
bundene Absicht ist durchsich
t ig  genug: U lbricht möchte
allen, die ihn stürzen wollen, 
bereits vorher die parteipoli
tische Basis entziehen und die 
Sowjets, die ihn eines Tages 
abberufen könnten, vor fe rtige  
Tatsachen stellen: Wenn ich 
gehe, fä llt der ganze Laden 
auseinander; dafür habe ich 
schon g e s o rg t . . .!

Kom plizierte Agrarpolitik
Ähnlich ist es in der Agrar

politik. Während Chrustschow 
in den vergangenen Monaten 
die sowjetische Landwirtschaft

gewissermaßen „entbürokrati- 
s ierte“ und Tausende von „Er- 
fassungs- und Kontrollfunktio- 
nären“ in die W üste schickte, 
kompliziert U lbricht ganz offen
sichtlich das landwirtschaftliche 
Getriebe der Sowjetzone und 
verschärft sogar noch die man
n igfa ltigen  Ablieferungs- und 
Kontrollvorschriften. Während 
Moskau unzählige Verwaltungs
kräfte aus der Landwirtschaft 
abzieht, steckt U lbricht dort 
die aus den M inisterien zwangs
entlassenen SED-Beamten hin
ein. Ulbrichts gesamte A gra r
po litik  läuft derzeitig in genau 
entgegengesetzter Richtung w ie 
die Chrustschows!

Ulbrichts Dezentralisierung 
und Verm inderung des Verw al
tungsapparates ist ein Täu-. 
schungsmanöver. Entlassen w er
den nicht die während der 
letzten Jahre überzählig ein
gestellten Funktionäre, sondern 
jene, die keine Protektion g e 
nießen. übrigbleiben w ird eine 
durch Vettern- und Cliquen
w irtschaft versippte „E lite “ , die 
das sowjetzonale Verwaltungs
chaos erst herauf beschworen 
hat und künftig  noch zu ver
schlimmern droht. Könnte man 
das, wenn es nicht stillschwei
gend geduldet würde, auf die 
Dauer vor den in alle M in i
sterien hineinreichenden Augen 
der Sowjets verbergen?.

Ulbricht behindert K P D
Eines aber ist nicht im  Sinne 

Chrustschows. D ieser ist gegen
w ärtig  stark interessiert an 
einer aktiven W estpolitik  der 
in der Bundesrepublik illegalen 
K P D . Chrustschow selbst lebt 
in dem Glauben — viele seiner 
Äußerungen lassen das ver
muten ---, daß die verbotene 
K P D  wenigstens im  U nter
grund noch immer eine beacht
liche Macht darstellt. Erweist 
sich dies eines Tages, vielleicht 
bereits nach den Bundestags
wahlen, als Fehlspekulation, 
w ird  man in Moskau die U r
sachen dafür suchen. Das heißt, 
daß sich K P -C hef M ax Rei- 
mann und sein „Zentralkom itee“ 
in irgendeiner Form  rechtferti
gen müssen. W as aber kann 
Reimann zu seiner Recht- 
f  ertigung Vorbringen ? • Etwa, 
daß ihn Ulbricht in jeder W eise 
behindert? Daß die SED auf 
W eisung Ulbrichts alle po li
tischen und konspirativen Fä 
den der K P D  an sich gerissen 
hat und daß Reimann selbst 
heute nur noch eine Randfigur 
der kommunistischen W estpoli
tik  ist, die nach Erlaubnis 
Ulbrichts gelegentlich über den 
„Deutschlandsender“ sprechen 
darf?

Das ist keinesfalls im Sinne. 
Chrustschows. Aber all die an
deren W inkelzüge Ulbrichts, 
die den SED - Funktionären 
gegenwärtig Kopfzerbrechen 
bereiten, werden offenkundig ge
duldet. Hätte Chrustschow nicht 
seinen Segen dazu gegeben, nie 
würde Ulbricht derartige A b 
weichungen von der Moskauer 
L in ie wagen. U lbricht und 
Chrustschov/ haben hier eine 

- antideutsche Interessengemein
schaft gebildet, die keinen 

■ Raum mehr für sachliche 
Deutschland-Diskussionen läßt,
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Lob der Autorität
D T . D ie großen W orte, m it 

denen die Parte ien  um den 
S ieg  im  W ahlkam pf ringen, 
dauern noch v ie r  Wochen an. 
Dann w erden die Stimmen ge 
zählt und die Entscheidung ist 
gefallen. W ir  können nur wün
schen, daß es nach dem 15. Sep
tember vernünftige Gewinner 
und gute V erlierer geben w ird, 
die ihre in  der H itze  des Ge
fechtes geprägten Parolen ver
gessen und aus dem W ahl
ergebnis nüchtern ihre F o lg e 
rungen ziehen. D ie w ichtigste 
Folgeru ng ist immer w ieder 
die, daß die beiden großen 
Parteien, ganz gleich w ie die 
W ü rfe l fallen , das Notw endige 
möglichst gemeinsam tun. W ir  
werden dann sehen, daß weder 
Deutschland untergehen, noch 
die deutsche Demokratie von 
einer autoritären Einpartei- 
Herrschaft zu Grabe getragen 
werden w ird . Das ist nämlich 
die neueste Paro le des W ah l
kam pfes: daß bei einem dritten 
W ah lsieg des Bundeskanzlers 
das demokratische Leben in 
Deutschland erlöschen werde.

Datierherrschaft einer Partei?
Zw eife llos g ib t es bei uns 

einen Trend zum Zweiparteien
system. E r  geht vom  W ähler 
selbst aus und das ist gut. 
D iese Entwicklung wurde so
eben von Dr. Schäffer, . der als 
Bundesfinanzminister lieber m it 
zwei als m it fü n f sich über
bietenden Parteien  zu tun hat, 
ausdrücklich m it dem R u f an 
die W ähler gefördert, eine der 
beiden großen Parteien zu 
wählen. W ir  hoffen, daß diese 
Tendenz sich in den kommen
den W ahlen fortsetzt, damit 
nicht eine kleine Parte i zw i
schen den beiden großen dar
über entscheidet, welche von 
ihnen regieren und welchen 
Kurs sie steuern soll. Das 
wäre efhe grobe  Verzerrung' 
des politischen Meinungsbildes 
und alles andere als der Aus
druck vollendeter Demokratie.

In  die Tendenz der W ähler 
zum Zweiparteiensystem  ist 
natürlich eingeschlossen, daß 
normalerweise eine der beiden 
Großen reg iert und die andere 
in Opposition steht. Das kann 
sich m it gleicher Verteilung 
der Ro llen  fü r mehrere L eg is 

laturperioden wiederholen. 
N ichts aber berechtigt in  so l
chem F a lle  zu dem von der 
SPD  ausgestoßenen Alarm ruf, 
daß m it einem neuen  W ahlsieg 
der Kanzlerpartei die Gefahr 
einer dauernden Einpartei- 
Herrschaft und m it ih r der 
U ntergang der Demokratie 
drohe. Es gab und g ib t zwar 
in  den demokratischen Ländern 
a lter Tradition  gelegentlich 
langwährende Regierungsperio
den einer der beiden Parteien, 
aber das ist nicht die Regel. 
D ie gegnerische Parte i hat im 
m er w ieder ihre Chance. In  den 
U SA  hatten w ir  die von Roose- 
ve lt getragene 20jährige R eg ie
rungsepoche der Demokraten 
und in  Kanada die der L ib era 
len, die jetzt zu Ende gegangen 
ist. Eine solche Regierungs- 
periode, die selten iöt, fo rdert 
von der in Opposition stehenden 
Parte i sicher Geduld, aber auch 
ein korrektes demokratisches 
Verhalten, was beides nicht 
gerade zu den politischen 
Tugenden der deutschen P a r 
teien  gehört. W ir  haben im 
übrigen in der Handhabung 
einer im  wesentlichen auf der 
Spannung zw eier Parteien be
ruhenden Regierungsführung 
w eder Tradition  noch 'E rfah 
rung; w ir  müssen vielmehr 
noch manches lernen und vieles 
besser machen.

Solche längerwährenden R e 
gierungsperioden einer der bei
den Parteien kommen meist 
nicht aus der Trägheit der 
politischen  Herzen und nicht, 
w ie  eine Pariser Zeitung nach 
Adenauers W ah lsieg  1953 fest
stellte, aus einem der Obrigkeit 
ergebenden Herdentrieb „der“ 
Deutschen. Sie beruhen v ie l
mehr meist auf dem besonderen 
Vertrauen, das einem Staats
mann auf Grund seiner L e i
stung w eiter gewährt w ird. So 
w ar es bei d'er dreimal e r fo lg 
ten W iederwahl Roosevelts und 
so w ar es bei dem großen 
W ahlsieg Adenauers 1953. Sollte 
er m it seiner Parte i wiederum 
die W ahl gewinnen, so w ird  
man jedenfalls nicht "gu t sagen 
können, da’ß darin nicht das 
Vertrauen zu einer unbestreit
baren Leistung, sondern nur 
ein „autoritäres Denken“ der 
W ähler zum Ausdruck komme. 
Der letzten Meinung ist Erich 

. Mende von den Freien  Demo
kraten, der soeben im H inblick 
auf die kommende Wahlent-

Scheidung erklärte, daß vie le 
Deutschen so sehr diesem „auto
ritären Denken“  w ieder verfa l
len seien, daß sie nicht mehr 
nach dem Program m  der P a r
teien, sondern nach den Perso 
nen fragten. R ich tig ! Es g ib t 
tatsächlich in  großer Zahl W äh
ler, die le ider die Erfahrung 
gemacht haben, daß die P ro 
gram m e der Parteien  ziem lich 
tot sind, —  nach den W ahlen 
meist noch mehr als vorher. 
Sie ziehen es deshalb vor, sich 
an lebendigen Persönlichkeiten 
zu orientieren, denen sie ver
trauen, ohne ihnen m it dem 
„autoritären Denken“ untertäni
ger Ergebenheit unkritisch ge
genüberzustehen.

Reinhold Maiers Sorge
D er Vorsitzende der Freien 

Demokraten, Reinhold Maier, 
hat nun die wahltaktische Sorge 
um die Zukunft der deutschen 
Dem okratie m it der Behauptung 
auf die Spitze getrieben, daß 
der Bundeskanzler, wenn er 
nochmal die absolute Mehrheit 
erhalte, den „demokratischen 
Laden  zumachen w erde“ . E r 
wandte sich ebenso ungewöhn
lich w ie  unpassend an die Am e
rikaner m it dem Vorw urf, daß 
sie in der '‘Bundesrepublik „fü r 
die falschen Demokraten und 
gegen  die zuverlässigen Demo
kraten“  optiert hätten. Sie hät
ten nämlich einer politischen 
Richtung den Vorzug gegeben, 
die offenkundig m it dem „A u to
ritätsstaat“  liebäugele, und sich 
m it einem Staat verbündet, der 
ins Autoritäre abgleite. W ir  
haben den Eindruck,' daß hier 
Reinhold M aier selbst abg lei
tet, wenn er einem befreunde
ten Volke einzureden sucht, daß 
die falschen Demokraten um 
den Bundeskanzler und die 
richtigen um ihn selbst grup
piert seien.

H ier  w ird  von einem paten
tierten Demokraten ein nicht 
ganz lauteres Spiel m it den Be
griffen  „autoritär“ und „Autori
tät“ getrieben. D er verfassung
gebende Parlamentarische Rat 
hat nun einmal dem Bundes
kanzler politisch und staats
rechtlich eine Stellung gegeben, 
die sehr stark ist. Das geschah 
auf Grund der Erfahrungen, die 
w ir  in den Jahren der W eim a
rer  Republik m it der R eg ie 
rungsführung gemacht haben*.



Lieber Leser!
W ir  wollen gern  wissen, wo 
und w ie unsere Wochenausgabe 
Sie in der sowjetischen Be
satzungszone erreicht hat;. D ie 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen
der, aber m it Angabe der Num 
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an fo lgende 
Adresse -zu schicken:

Herrn M . Barth 
Berlin-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-R ichthofen-Str. 2, I I

W ir  danken Ihnen^ fü r Ih re 
H ilfe .

Logenplatz im Himmel
Crosby, Minnesota (A P ). Der 

amerikanische F liegerm ajor Da
v id  Simons hat in einem helium
gefü llten  Plastikballon eine 
Höhe von 31 090 Metern er
reicht und damit den bisheri
gen Höhenrekord fü r bemannte 
Ballons, der bei 29 260 Metern 
lag, beträchtlich überboten. 
Privatfunker w ollen  sogar eine 
M eldung Simons' gehört haben, 
wonach er b is auf 35 966 M eter 
Höhe gekommen sei. „Ich  habe 
einen Logenplatz im  H im m el —  
es ist unbeschreiblich“ , war der 
begeisterte Kom m entar des 
F liegeroffiz iers, als er am 
D ienstagvorm ittag 15 Stunden 
nach seinem A u fstieg  den Rand 
der Stratosphäre erreicht hatte.

Gute Erfahrungen mit Rentenreform
Befürchtungen über Inflation haben sieh nicht bewahrheitet

Bonn (A P ). In  den wenigen 
Monaten seit dem Inkrafttreten  
der Rentenreform  habe sich ge
zeigt, daß dieses Gesetz „eine 
w irkliche W ende der Sozial
po litik “ sei und den Renten
empfängern eine fühlbare zu
sätzliche H ilfe  gebracht habe. 
D ies erklärte Bundeskanzler 
Adenauer im  Bulletin der Bun
desregierung. E r  betonte, die 
Rentenempfänger hätten von 
ihrem erhöhten Einkommen 
„vernünftigen Gebrauch“ ge
macht, so daß sich glücklicher
weise die Befürchtungen nicht 
bewahrheitet hätten, daß die 
lohnverbundene Rente eine in 
flationistische W irku ng haben 
würde. Das Verhalten der R en t
ner, so sagte Adenauer, habe 
die Rentenumstellung nach
träglich gerechtfertigt.

D ie SPD -Fraktion des Bun
destages hat sich damit einver
standen erklärt, daß die erste 
Sitzung des am 15. September 
neu zu wählenden Bundesparla
ments in Berlin  stattfindet. Sie 
beantwortete damit eine ent
sprechende An frage des Bundes
tagspräsidenten ,Dr. Gersten
maier. Auch führende Po litik er 
der CDU/CSU und der F D P  ha
ben sich dafür ausgesprochen, 
daß die konstituierende Sitzung 
des neuen Bundestages in B er
lin  stattfindet. D ie Anregung 
Gerstenmaiers g ilt  damit als 
gesichert.

F ü r  die letzte Bundestags
sitzung am 29. August w ill die

Streik von Lodz abgewürgt
Regierung: „W ir  können nicht zahlen*4

Lodz (AP/D PA). Polnische 
iPolizei- und Truppenverbände 
haben den dreitägigen Streik 
der Straßenbahner in Lodz ab
gew ürgt. Ih re Lohnforderungen 
konnten die Arbeiter nicht 
durchsetzen. Nach zum T e il 
heftigem  Handgemenge besetz
ten Hunderte von Soldaten die 
Straßenbabfrdepots und zwan

gen die Fahrer, die Bahnen in 
Betrieb „zu setzen. Die R eg ie
rung w iederholte ihre Zusage, 
die Löhne der Straßenbahner 
in ganz Polen gering fü g ig  zu 
erhöhen, erklärte ’ sich aber 
wegen der finanziellen Notlage 
außerstande, die weitergehen
den Forderungen der Arbeiter 
von Lodz zu erfüllen.

SPD-Bundestagsfraktion erneut 
den Entw urf zur Änderung des 
Grundgesetzes einbringen, der 
die ausschließlich friedliche V er
wendung der A tom -Energie zum 
Ziele hat. Sie w ill darüber hin
aus die Verabschiedung des 
Atom-Gesetzes fordern, die 
w egen der fehlenden M ehrheit 
fü r  die Verfassungsänderung 
im  Bundestag nicht zum Zuge 
kommen konnte. Das von der 
Bundesregierung vo rge legte 
A tom -Kurzgesetz ohne Grund
gesetzänderung w ird  von den 
Sozialdemokraten abgelehnt.

In  einer Stellungnahme zu den. 
Forderungen der SPD wurde in 
K reisen  der CDU/CSU darauf 
hingewiesen, daß die SPD - 
F raktion eine von der CDU/CSU 
geforderte sachliche Beratung 
der Atom-Gesetzgebung in den 
zuständigen Ausschüssen da
durch verhindert hatr daß sie 
am 6. Juli die Beschlußunfähig
keit des Parlaments herbeige
führt habe.; '

G LE IC H  D O P P E L T ?  Trägt 
Chrustschow seinen eigenen 
Pappkopf? Nein, ein einfacher 
Ostberliner Genosse demon
strierte zu Ehren des Besuchs 
der sowjetischen Parte i- und 
Regierungsdelegation. E igent
lich trug dieser Genosse den 
Pappkopf M ikojans und sein 
rechter Nebenmann den des 
sowjetischen KP-Chefs. Aber 
unseren Retuscheur reizte diese 

kleine Bildmontage.



E rsta u n lic h e  K la g e
D T. Es ist etwas Furchtbares 

geschehen. D er Chefredakteur 
der prokommunistischen „Neuen 
Zeit“ in Ostberlin hat ein ame
rikanisches Einreise-Visum nicht 
erhalten, das er beantragt hatte, 
um an der in Minneapolis statt
findenden Dritten  Vollversam m 
lung des Lutherischen W e lt
bundes teilzunehmen. Das ist 
bedauerlich; denn ein notori
scher M itläufer des Kommunis
mus hätte dort vielleicht E in
drücke gewonnen, die ihn zum- 
Nachdenken über seine . B egei
sterung - für den Marxismus- 
Leninismus anregen konnten. 
Von zuständiger amerikanischer 
Seite in  Berlin wurde zu dem 
Vorgang, über den sich die g e 
nannte Zeitung umfangreich be
klagt, gestern erklärt, daß der 
Visum -Antrag zu spät einge
reicht worden sei, um noch 
ordnungsgemäß erled igt zu 
w erden; eine Reihe von Be
wohnern der Zone und Ostber
lins,' die ihre Anträge recht
ze itig  stellten, hätten das Visum 
erhalten.

W er sich im Namen der F re i
heit beklagt, w ie es die „Neue 
Zeit“ pathetisch unternimmt, 
der muß im Namen der F re i
heit auch eine „saubere W este“ 
haben. Und in dieser Beziehung 
ist es leider um die beschwer- 
deführende Zeitung mehr als 
traurig bestellt. Es ist ein 
offenbar durch die kommunisti
sche Umerziehung bewirkter 
Mangel an objektivem , log i
schem Denken und eine An
maßung dazu, wenn dieses

B latt, das bisher zu den von 
den Machthabern in Pankow 
verhängten Verboten der E in
reise in die Zone oder der Aus
reise aus ih r tapfer, geschwie
gen hat, sich plötzlich darüber 
beklagt, daß anderswo ein 
Visum verw eigert worden sei. 
W ir  haben von dieser Zeitung 
nicht ein einziges W ort der 
K r it ik  gehört, als angesehenen 
Theologen der Zone die Aus
reise zum Besuch kirchlicher 
Tagungen versagt wurde. Unter 
ihnen sollen sich auch Vertreter 
der Evangelischen K irche be
finden; die gleichfalls nach 
Minneapolis reisen wollten. W ir  
haben ferner von diesem pro
kommunistischen B latt nicht 
die leiseste Beschwerde gehört, 
als den Studenten und Ober
schülern der Zone die Ausreise 
zum Besuch des fre ien  Teiles

Deutschlands so gut w ie un
möglich gemacht worden ist. 
D ie  m erkwürdige Zeitung blieb 
vö llig  stumm, als Bischof D ibe- 
lius w iederholt daran gehindert 
wurde, zur E rfü llung seiner 
Amtspflichten als deutscher 
K irchenführer in die sogenannte 
Deutsche Demokratische Repu
b lik  einzureisen — , auch wenn 
die „R e ise“ nur nach Potsdam 
führen sollte. W ir  haben in  die
ser Zeitung noch nie die leiseste 
K la ge  darüber gehört, daß die 
kommunistischen Machthaber 
der Zone, denen sie w illig  dient, 
den Bewohnern W estberlins 
meist kein „V isum “ geben, wenn 
diese einmal in die Zone reisen 
wollen. Es g ib t hier brutalste 
F ä lle  der Verw eigerung der 
Einreise, die ein wahres V er
brechen gegen  die Menschlich
keit verwandtschaftlicher oder 
freundschaftlicher oder einfach 
deutscher Beziehungen sind.

„Zur Begegnung mit Rom bereit44
Lutherischer Weltbund studiert katholische Kirche

Minneapolis (epd). D er Luthe
rische W eltbund beabsichtigt 
die Errichtung eines konfes- 
sionskundlichen Instituts, das 
sich m it dem Studium des röm i
schen Katholizismus befassen 
soll. Generalsekretär Dr. Lund- 
quist, der vor der Vollversam m 
lung in Minneapolis Aufgabe 
und Ziel des neuen Instituts 
erläuterte, sagte, der Lu theri
sche Weltbund sei zu einer 
wirklichen Begegnung m it der 
Römischen K irche bereit. Der 
W eltbund sehe in  dem gründ
lichen Studium der anderen 
großen christlichen Konfession

Radioaktivität unter Kontrolle
Regelmäßige Messungen im Bundesgebiet

Bonn (Eigenbericht). D ie R a
dioaktivität der L u ft  und des 
Regens w ird  von zahlreichen 
Meßstellen im  ganzen Bundes
gebiet -seit ein iger Zeit regel
mäßig überwacht. G leichzeitig 
finden Untersuchungen der R a 
dioaktivität des F luß- und 
Oberflächenwassers, des Bodens 
und des Bewuchses sowie der 
Nahrungsmittel statt. D ie E r
gebnisse werden vom Sonder
ausschuß „Radioaktivitä t“ lau
fend ausgewertet, der in näch
ster Zeit seinen ersten vorläu
figen  Bericht über diese Unter
suchungen vorlegen w ill. Nach

M itteilungen des Bundesatom
ministeriums hat sich bisher 
keine Zunahme der Radioakti
vität ergeben, die zu Besorgnis 
Anlaß gibt.'

D ie bisherigen Erfahrungen 
haben geze ig t, daß die künst
liche Radioaktivität in der R e 
gel ein ige Zeit nach A tom ver
suchsexplosionen stark ansteigt, 
sich aber schon nach kurzer 
Zeit w ieder normalisiert. Eine 
gleichmäßige Zunahme ist nicht 
beobachtet worden, jedoch er
gaben die Messungen teilweise 
beträchtliche Schwankungen, die 
allerdings örtlich sehr ver
schieden sind.

eine w ichtige Aufgabe. W ürde 
er ih r ausweichen, so könnte 
er seiner ökumenischen Verant
w ortung auch auf anderen Ge
bieten nicht vo ll gerecht werden.

Präsident Bischof L i l je  sprach 
sich gleichfalls fü r den neuen 
P lan  aus und erklärte, die 
Katholische K irche sei heute 
nicht mehr dieselbe w ie zu 
Luthers Zeiten, sondern habe 
eine W andlung durchgemacht, 
die man erkennen müsse. Es 
w äre zu wünschen, daß sich 
auch andere protestantische 
Körperschaften und auch der 
W eltkirchenrat an den A u fga 
ben des geplanten Instituts be
teiligten. „Jede Generation von 
Protestanten muß noch einmal 
die Entscheidung des 16. Jahr
hunderts, die zur Reform ation 
führte, nachvollziehen“ , sagte 
D. L ilje . „W ir  sollten in  der 
Lage  sein, zu sagen, warum
w ir  heute nicht Katholiken
sind.“ Das neue Institut werde 
Gelegenheit zu einem freien 
und offenen Austausch zwischen 
Lutheranern und römischen 
Katholiken geben.

Der ungarische Bischof Ordasz 
wurde bei einem feierlichen
Empfang, den die Spitzen der 
staatlichen und städtischen Be
hörden in Minneapolis der
Lutherischen W eltbundkonfe
renz gaben, durch lang anhal
tenden B eifa ll geehrt.



So sind sie teirkliehs

Ein Emigrant, der nie heimkehren wollte . . .
Seit der in  den letzten Jahren 

recht vorsichtig gewordene Ma- 
janow ski-P lagiator K u rt Bartel 
(Kuba) unlängst einen scharf 
pointierten A ngriff gegen SED- 
Kultusm inister Becher richtete, 
hält 1 sich in sowjetzonalen 
Funktionärskreisen die hart
näckig verfochtene Ansicht, 
Johannes’ R . Becher w erde nicht 
mehr lange M inisterwürde g e 
nießen. Kuba, so sagt man, 
hätte diesen A ngriff nie ohne 
entsprechende Ermunterung ge
wagt. Zur gleichen Zeit beginnen 
auch die Spekulationen um 
einen möglichen Nachfolger, den 
man in A lfred  Kurella, einem 
w en ig an die Öffentlichkeit 
tretenden Kommunisten, sehen 
möchte.

K u rella  hat zu dieser Speku
lation einen eigenen Kommen
tar gegeben. In  der Ostberliner 
Künstlerkneipe „M öw e" meinte 
er kürzlich ganz nebenbei: 
„W enn ich mal M in ister werde, 
w ird  Genosse Kuba dann mit 
m ir zufrieden sein?“

Ein dringender TJkas
W er K u rella  kennt, weiß, daß 

er nichts in den W ind  redet. Es 
gibt Ostjournalisten, die in 
Kurella  mehr W issen um die 
sowjetzonale Ku lturpo litik  ver
muten als im gesamten Ku ltus
ministerium. Waß aber ist die
ser m erkwürdige K u rella  für 
ein Mann?

Der heute 62jährige ist in 
Brieg/Rheinland als Sohn einer 
stockbürgerlichen Beamtenfami
lie  geboren, absolvierte das 
Gymnasium in Bonn und die 
Kunstgewerbeschule in Mün
chen. Sein Kontakt m it den 
Kommunisten rührt aus der 
Zeit des ersten W eltkrieges, 
nach dem er der Sozialistischen 
Jugend und bereits 1919 — als 
eines der ersten M itg lieder — 
der K P D  beitrat. Noch im g le i
chen Jahr machte er die Be
kanntschaft Lenins, den er m it 
der ersten offiziellen K P D - 
Delegation in Moskau besuchen 
darf. Kurella  weiß noch heute 
zu berichten, daß ihm Lenin

ALFRED KURELLA

den Posten eines hohen Ministe- 
rialbeamten im damaligen Volks
kommissariat für Erziehung und 
K u ltur angeboten hat. Kurella  
w ollte annehmen, nur ein drin
gender Ukas aus Berlin hielt 
ihn davon ab.

Nur als Schriftsteller?
Fortan bereiste Kurella  —  mit 

dem Garantieschein sowjetischer 
Staatsverlage in der Tasche — 
die weite, bunte W elt. Sein 
unbestreitbares Verdienst ist, 
eines der ersten enthüllenden 
Bücher über den in Ita lien  auf
kommenden Faschismus ge
schrieben zu haben („Mussolini 
ohne Maske“). Bereits 1924/25 
leitete er in Paris die Zentrale 
Arbeiterschule der französischen 
K P . Zu dieser Zeit kam der 
Verdacht auf, Kurella  . reise 
nicht nur als Schriftsteller in 
der W elt umher, sondern sei 
eines der Asse der sowjetischen 
Kommunistischen Internatio
nale. Kurz vor H itlers Macht
ergreifung g ing er als Sekretär 
zur „Internationalen, Bewegung 
gegen Faschismus und K rieg " 
w ieder ‘Aln- Paris. Henri Bar
busse hatte ihn geholt. 1934

aber g in g  er nach Moskau, um 
20 Jahre dort zu bleiben.

In  Moskau genoß K u rella  ein 
Ansehen, das w eit über das 
eines Schriftstellers hinaus
gegangen ist. A ls L e ite r  der 
Bibliographischen Abteilung der 
Moskauer Staatlichen B ibliothek 
fü r Auslandsliteratur hatte er 
einen der' unbedingten V er
trauensposten zu besetzen. W er 
sich ein B ild  von diesem Mann 
machen w ill, der lese sein 
Buch: „Ich lebe in  Moskau“ (in. 
Deutschland erschienen 1947). 
Seine weltpolitische Konzeption 
dürfte in dem Buch „Ost und/ 
•oder W est“ enthalten sein.

W ollte bei Lenin bleiben
Jüngere deutsche Komm u

nisten, die ihm während des 
K rieges im  „Nationalkom itee 
Freies Deutschland" begegneten, 
berichten, daß ihnen Kurella  
stets w ie ein Mann erschienen 
sei, der keine Bindungen mehr 
zu Deutschland besitze. Wenn 
die Sprache auf Berlin und auf 
die Heim at kam, p flegte er 
müde die Achseln zu zucken: 
„W as soll’s? Unsere Aufgabe 
ist überall auf dieser W e lt !“ 
E r versuchte, auf seine A rt ein 
W eltbürger zu sein. Enge 
Freundschaft verband ihn m it 
I l ja  Ehrenburg, dem einstigen 
kommunistischen Kosmopoliten, 
der unter Stalin zerbrochen und 
zu einem der parteitreuesten 
Schreiber wurde.

Kurellas übersetzungswerk ist 
internationaler Anerkennung 
wert. E r machte den Europäern 
nicht nur russische ‘ K lassiker 
der zweiten Garnitur, sondern 
auch die m annigfaltige Vor
revolutionsliteratur zugänglich. 
Niemand wußte, warum dieser 
Mann 1954 nach Ostberlin zu
rückgegangen ist. D ie SED er
nannte ihn sofort zum M itglied  
der Akadem ie der Künste und 
zum D irektor des Deutschen 
Instituts für L iteratu r in L e ip 
zig. Kurella  hat sich durch 
keinerlei „Aufbauliteratur“ re
vanchiert. „E r  ist unheim lich!“ 
sagen seine Ko llegen  von die
sem im  Hintergrund lebenden 
Mann. Und trauen ihm alles, 
auch einen neuen Minister, zu.



Reporter-Schau im Qderbracli
SED-Funktionäre besichtigen das W erk ihrer Planung

In  Begleitung von nahezu 100 Reportern der Ostpresse 
fuhren an einem der letzten Wochenende 1400 Funktionäre und 
Angestellte aus M inisterien und Verwaltungen ins Oderbruch, 
um ihren ersten „Sozialistischen Sonnabend“  abzudienen. R ies 
w ird  sich künftig  jeden Sonnabend w iederholen, nur werden 
es von M al zu M al w en iger „Prom inente“  sein. Bei jener 
Gelegenheit ließen sie sich noch auf dem Traktor und m it 

dem Spaten in  der Hand fotografieren. Man lie ferte  eine 
„Schau“ , aber die umstehenden Landarbeiter und K o llek tiv 
bauern könnten anderes darüber erzählen. Sie allein wissen 
nämlich, warum inan das einstmals blühende Oderbruch heute 
gewaltsam  „ku ltivieren“  muß.

SSD, herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver

sandt und verte ilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruh ig bei der Po lize i 
oder beim Bürgerm eister
amt oder bei seiner D ienst
stelle abgeben. übrigens
w ird er auch dort gern 
gelesen.

Herausgeber: Deutschland-Ver
lag  GmbH., Berlin-Tem pelhof 1, 
M anfred-von-R ichthofen-Str. 2. 
Druck: W . Büxenstein, GmbH.

W ie  sieht es denn aus im 
Oderbruch, fü r dessen W ieder
aufbau die Ostberliner „N atio 
nale F ron t“  die Patenschaft 
übernommen hat? H ier  im 
Oderbruch hatte die SED in 
den letzten zw ei bis drei Jah
ren entgegen den Warnungen 
selbst kommunistischer Fach-' 
leute Kollektivierungsmaßnah
men durchgeführt, die aus 
blühenden Bauernwirtschaften 
über Nacht zusammengestop
pelte K o llek tive  machten. Ge
pflegte Gemüseplantagen w ur
den ohne Rücksicht auf die 
örtlichen Gegebenheiten zu 
„Landwirtschaftlichen Produk
tionsgenossenschaften“ um ge
wandelt. Land geflüchteter Bau
ern blieb unbestellt. D ie K o l
lektivbauern aber hatten plötz
lich —  w er könnte ihnen dies 
verdenken —  gar kein In ter
esse mehr an der mühevollen 
Bestellung der Felder m it 
Früh- und Edelgemüse.

Der Fall Letseliin
Typisch ist der Fa ll der L P G  

Letschin im  Landkreis Seelow, 
die m it 1300 H ektar Land zu 
den größten des . Oderbruchs 
gehört. D iese L P G  hat von 
ihren 1300 Hektar besten Acker
bodens in diesem Jahr nur 
40 H ektar fü r den Gemüse
anbau ausgenutzt. Grund: keine 
A rbeitskrä fte! Zuvor aber, als 
dieses Land noch Einzelbauern 
gehörte, w ar nicht ein Mann 
mehr fü r die Bestellung des 
Bodens vorhanden. A llerdings 
brauchte man da auch noch 
keinen 17köpfigen Antreiber
stab, keinen Kulturbeauftragten 
und kein H eer von W irtschafts
funktionären.

D erart zusammengewürfelte 
K o llek tive benötigen aber auch 
neue Scheunen und Stallungen. 
D er Staat kann sie ihnen nicht 
geben, w eder Geld noch A r 

beitskräfte verm ag er beizu- 
steuern. W ährend die Ost
berliner Bevölkerung in diesem 
Jahr so gut w ie  gar kein Früh
gemüse bekam, mußten im 
Oderbruch Tausende von Zent
nern Gemüse verfaulen, w eil 
diese nicht ge lagert bzw. recht
ze itig  abgefahren werden konn
ten. So sieht es in W irk lichkeit 
aus um den Kollektivierungs
e rfo lg  der SED im einst als 
Gemüsegarten Berlins bekann
ten Oderbruch. Ganz zu schwei
gen von der Tatsache, daß die 
jenseits der polnischen Grenze 
liegenden Oderbruch - Gebiete 
heute nur noch sumpfiges M o
rastland sind . . .

V iew eg hatte gewarnt
Der in den W esten geflüchtete
SED-Landwirtschaftsexperte 

P ro fe s so r . V iew eg  hatte in sei
nen Warnungen an das Zentral
kom itee gerade das Oderbruch 
immer w ieder hervorgehoben. 
V iew eg  warnte vor neuen K o l
lektivierungen, ehe der Staat 
nicht die Voraussetzungen dazu 
schaffen könne. M it der E in
richtung einer MTS-Station ist 
es in dieser Gegend eben nicht 
getan. Mehr als Traktoren feh 
len h ier die denkenden Hände 
der alten Oderbruch-Bauern, 
die sich heute m it Recht ve r
b ittert in  den H intergrund 
schieben.

Von den rund 600 M itarbei
tern des Ostberliner Landw irt
schaftsministeriums, die sich 
vor drei Wochen im Gebiet von 
Sächsenöorf, Tucheband, Rath
stock und Letschin von der 
A rbeit fortzudrängen suchten, 
mögen etliche schuld an diesem 
Dilemma gewesen sein. Ih re 
Aufgabe w ar, Moorboden zu 
kultivieren, w o  vor ihren m ini
steriellen Bemühungen einmal 
fruchtbares Gemüseland ge-

wesen war. D ie Schaustellun
gen beim  Traktorfahren und 
Stallungsbau waren mehr als 
lächerlich: E in ige Dutzend K ilo 
m eter entfernt baut die volks
eigene „Bau-Union“ gegenw är
t ig  m it größtem  M aterialau f
wand F lugplatzanlagen und 
Kasernen. E in  Bruchteil dieses 
M aterials w ürde genügen, um 
die Oderbruch - Bauern a ller 
Sorgen zu entheben. So aber 
w erkt man auf vorsintflutliche 
W e ise : Aus den verkommenen 
Trüm mern verlassener E inzel
bauerngehöfte sucht män B ret
ter und Steine fü r das Neue 
zusammen, jeder A rbeitstag im  
Oderbruch kostet auf diese A rt 
und W eise das Mehrfache eines 
modernen Neubaus. Zehntau
sende w ertvo ller Arbeitsstunden 
werden m it dilettantischen Be
schäftigungen verbracht, nur 
um dem Symbol des „Sozia
listischen Sonnabend“ Genüge 
zu tun. D ie  Oderbruch-Bauem 
w issen: Jede echte H ilfe
könnte, wenn man alle K o llek 
tivierungsmaßnahmen unver
züglich rückgängig machen 
würde, auf zwei Jahre Sicht 
noch einiges retten. So aber ist 
alles besserer Unfug, der „Ge
müsegarten Berlins“ w ird  unter 
der SED aufhören, zu ex istie
ren. Angesichts dieser Tatsache 
verm ag man nicht einmal Ge
nugtuung darüber zu empfin
den, daß ein ige der Schuldigen 
hier gelegentlich ihr W ochen
ende verbringen werden . * ,



Die neue Frühsiückskanne . . .

aus dem Urlaub zurück]
,. weil am !• September der Kaffee 

billiger wird!

Lob der Autorität
Fortsetzung von Seite 2

Diese w ar deshalb so schwach, 
v/eil sie in fast unerträglicher 
W eise von den Fraktionen ab
hängig war. Ih r  abschließendes 
Ergebnis entsprach diesem Feh
ler. W enn demgegenüber die 
Regierungsführung heute in  er
freulichem Maße gestärkt ist, 
erst recht da ein geprägter 
Staatsmann sie seit Jahren 
innehat, so hat sie zw ar eine 
besondere Autorität, aber sie 
ist deshalb in  dem verdächti
genden Sinne des W ortes noch 
nicht „autoritär“ . W ir  verlan
gen von dem Bundeskanzler, 
ganz gleich w ie er heißt, daß 
er die Verfassung und die in 
ih r festgelegten  Rechte der 
anderen Gewalten als echter 
Demokrat auf das genaueste 
achtet. W ir  wünschen aber 
auch, daß er im  Interesse einer

entschlossenen Regierungsfüh
rung und einer sauberen Ge
w altenteilung auf keines der 
Rechte verzichtet, die ihm die 
Verfassung verleiht. Es ist 
P flich t des Parlaments und 
nicht zuletzt auch der regieren
den Parte i, streng darüber zu 
wachen, daß die Regierungs
führung diesen Grundsätzen 
entspricht. W er den Mannes
mut nicht hat, der manchmal 
vielleicht im  Parlam ent oder in 
der Fraktion der Regierungs
partei hierzu gehört, der ist ein 
schlechter Volksvertreter und 
sollte das Parlam ent w ieder 
verlassen. Einem Regierungs-, 
chef Ollenhauer oder M aier 
würden w ir  niemals einen V or
w urf machen, wenn er nach 
dem Vorbild Adenauers mit 
Autorität regiert.. ;Wir würden

ihn aber anklagen, wenn er 
diese Autorität etwa an die 
Fraktionen verspielt.

D er frühere französische B ot
schafter in Bonn, Francois- 
Poncet, hat kürzlich im „F igaro “ 
darauf hingewiesen, daß gerade 
die Demokratien Autorität 
brauchen. E in  m it Autorität 
ausgestatteter Bundeskanzler 
sei für Deutschland und fü r  die 
ganze W e lt  w ertvo ller als ein 
Regierungschef ohne 'Autorität. 
W as fü r Deutschland gelte, so 
meinte er, das tre ffe auch fü r 
ein ige andere Länder zu. E r hat 
Frankreich nicht genannt, aber 
er hat es sicher gemeint. W er 
aber heute die Autorität des 
deutschen Regierungschefs als 

. undemokratisch tadelt und zer
redet und die „rich tige“  Dem o
kratie empfiehlt, der meint die 
Regierungsschwäche der sonst 
ehrenwerten W eim arer Repu
b l ik  «—• und dafür danken wir*



BILDER DER WOCHE. Oben: Im Hafen von Kopenhagen stürzte ein sowjetisches Ver

kehrsflugzeug mit 23 Personen an Bord ab. Unser Bild zeigt die Untersuchung der 

Wrackteile. —- Unten: Chrustsehow fährt durch Ostberlin. W ie im Hintergrund zu 

sehen, drängen sich förmlich die Massen, um den sowjetischen KP-Chef zu begrüßen.


